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Der XII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 10. März 
1993 durch den Vorsitzenden Richter Dr, Blumenröhr und die 
Richter Dr. Krohn, Dr. Zysk, Dr. Hahne und Gerber

beschlossen;

Die Bestimmung des zuständigen Gerichts wird ab­
gelehnt .

Gründe:

1. Die Voraussetzungen einer Zuständigkeitsbestimmung 
gemäß § 36 Mr. 6 ZPO liegen nicht vor. Zwar hat sich das 
Amtsgericht Duisburg-Ruhrort durch seinen den Parteien mit- 
geteilten Beschluß vom 4. Januar 1993 rechtskräftig für un­
zuständig erklärt. Jedoch ist der Beschluß des Amtsgerichts 
Lünen vom 22. Januar 1993, mit dem es die Übernahme der Sa­
che abgelehnt hat, den Parteien nicht mitgeteilt worden und 
daher ein gerichtsinterner Vorgang geblieben, der nicht als 
Unzuständigkeitserklärung im Sinne des § 36 Nr. 6 ZPO ange­
sehen werden kann (ständige Rechtsprechung, vgl. Senatsbe­
schluß vom 4. Juli 1979 - IVb ARZ 32/79 - FamRZ 1979, 790; 
vom 13. Mai 1992 - XII ARZ 9/92 - BGHR ZPO § 36 Nr. 6 Un­
zuständigerklärung, rechtskräftige 5).

2. Vorsorglich weist der Senat darauf hin, daß das 
Amtsgericht Lünen zuständig sein dürfte, da es an den Ver-
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Weisungsbeschluß des Amtsgerichts Duisburg-Ruhrort vom 
4, Januar 1993 gebunden ist {§ 281 Abs. 2 Satz 5 ZPO).

Gründe, die der Bindungswirkung des nach Gewährung des 
rechtlichen Gehörs ergangenen Verweisungsbeschlusses aus­
nahmsweise entgegenstehen könnten, liegen nicht vor. Zwar 
war die Verweisung an das Amtsgericht Lünen, worauf dieses 
zutreffend hinweist, rechtsfehlerhaft, nachdem Infolge Zu­
stellung der Klage am 16. April 1992 die Rechtshängigkeit 
beim Amtsgericht Duisburg-Ruhrort eingetreten war und die 
Zuständigkeit dieses Gerichts durch den späteren Umzug der 
Beklagten nicht mehr berührt werden konnte (§ 261 Abs. 3 
Ziff. 2 ZPO). Die Bindungswirkung entfällt aber nur ganz 
ausnahmsweise, nämlich wenn die Verweisung jeder gesetzli­
chen Grundlage entbehrt, willkürlich ist oder unter Verlet­
zung des rechtlichen Gehörs ergangen ist (BGHZ 71, 69, 72 
und ständige Rechtsprechung; vgl. auch Senatsbeschluß vom 
2. März 1988 - XII ARZ 6/88 ~ BGHR ZPO § 281 Abs. 2 Satz 2 
Verweisung, fehlerhafte 1). Diese strengen Voraussetzungen 
erfüllt der rechtsirrig ergangene Verweisungsbeschluß des 
Amtsgerichts Duisburg noch nicht.
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